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Vorwort 
 
Das Grundstücksrecht der Russischen Föderation ist auf Grund seiner historischen Entwick-
lung in einem noch frühen Stadium seiner gesetzgeberischen Ausgestaltung. Erst nach dem 
Zusammenbruch der Sowjetunion wurde das Privateigentum an Grund und Boden (wieder) 
eingeführt. In diesem Zusammenhang sind die verschiedenen Möglichkeiten schuldrechtlicher 
und dinglicher Nutzung von Grundstücken vor dem Hintergrund wirtschaftlicher Immobilien-
investitionen von besonderem Interesse. 
 
Die vorliegende Arbeit widmet sich in diesem Bereich der Darstellung der dinglichen Nut-
zungsrechte an fremden Grundstücken. 
 
Die Arbeit wurde im Wintersemester 2009/2010 von der Juristischen Fakultät der Universität 
Regensburg als Dissertation angenommen. Sie befindet sich auf dem Stand von November 
2009. Einzelne Änderungen im Bezug auf die Gesetzgebung konnten bis Mai 2010 berück-
sichtigt werden. 
 
Zuerst und vor allem möchte ich mich bei meinem Doktorvater Herrn Prof. Dr. Dr. h.c. Fried-
rich-Christian Schroeder für die Betreuung der Arbeit und Einräumung größtmöglichen wis-
senschaftlichen Freiraums bedanken. Herrn Prof. Dr. Martin Löhnig danke ich für die Erstel-
lung des Zweitgutachtens. 
 
Mein Dank gilt schließlich Prof. Dr. Evgeny Suchanov von der Staatlichen Universität Lomo-
nosov Moskau und seinem Schüler Dr. Evgeny Samylov, welche mich während meiner For-
schungsaufenthalte in Moskau bei Literaturrecherche und Diskussion begleitet haben. 
 
Letztlich gilt mein Dank meiner Familie und meinen Freunden, die mich immer wieder ermu-
tigt und unterstützt haben. 
 
München, im Juni 2010 
 
Matthias Farian 
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Einführung 
 
Der Umstrukturierung des Grundstücksrechts kommt im Wege der marktwirtschaftlich orien-
tierten Umgestaltung der Rechtsordnung Russlands ein ganz besonderer Stellenwert zu. Diese 
Umstrukturierung muss die Stabilität und Transparenz der Vermögensverhältnisse, die Si-
cherheit der Immobiliengeschäfte und das Vertrauen der Gläubiger in die Richtigkeit und 
Vollständigkeit des Grundbuchs schaffen. Je verlässlicher und sicherer der russische Immobi-
lienmarkt wird, desto mehr werden Investoren und Banken bereit sein, ihr Kapital in Liegen-
schaften zu investieren.1 
 
Das russische Grundstücksrecht kennt neben den Rechtsinstituten Eigentum und Pacht noch 
verschiedene beschränkt dingliche Rechte: Das Recht der ständigen (unbefristeten) Nutzung, 
das Recht auf Erbgrundbesitz auf Lebenszeit und die Grunddienstbarkeit (Servitut). Insbeson-
dere die beiden erstgenannten Rechte stellen eine Besonderheit des russischen Grundstücks-
rechts dar. Anderen europäischen Rechtsordnungen sind sie nicht bekannt. Daraus ergibt sich 
ein besonderes Interesse an einer Untersuchung dieser Rechtsinstitute, führen sie regelmäßig 
auch zu Misstrauen ausländischer Investoren vor ihrem Eintritt in den russischen Immobi-
lienmarkt. 
 
Aus der Tatsache, dass das russische Recht Privateigentum an Gebäuden, Bauwerken und 
anderen Anlagen anerkennt, entspringt zwangsläufig die Notwendigkeit, zumindest bestimmte 
beschränkt dingliche Rechte an den Grundstücken, auf denen diese Gebäude stehen, anzuer-
kennen.2 Besondere Bedeutung kommt diesen Rechten deshalb zu, weil eine Vielzahl von 
Gebäuden in Privateigentum liegt, während sich das Grundstück in öffentlichem Eigentum 
oder im Privateigentum einer anderen Person befindet.3 
 
Die vorliegende Arbeit widmet sich diesen beschränkt dinglichen Rechten und stellt sie im 
Einzelnen vor. Hierbei gilt es aufzuzeigen, welche Funktion diese Rechte haben, inwieweit 
sie erworben werden können und zu welchen Zwecken sie eingesetzt werden können. Neben 
der Darstellung der Grundstrukturen wird auf gängige Gestaltungen und praktische Erschei-
nungsformen eingegangen. 
 
Letztlich wird die Rechtstellung von ausländischen Personen zu untersuchen sein. Von Inte-
resse sind dabei die Möglichkeiten eines ausländischen Investors, ein Grundstück in Russland 
zu nutzen, ohne dessen Eigentümer zu werden. 
 
Im Fokus der Arbeit liegen die beschränkt dinglichen Nutzungsrechte an einem fremden 
Grundstück. 

                                                
1  Die Schaffung eines funktionsfähigen Immobilienmarktes mit einer entwickelten Infrastruktur ist von der 

russischen Regierung als eine der wichtigsten Aufgaben bestimmt worden, weil sie direkt das unterneh-

merische Klima und damit die Investitionsfreudigkeit beeinflusst; vgl. Pkt. 2.3 der Anordnung der Russi-

schen Regierung vom 15.8.2003, Nr. 1163-r, SZ RF 25.8.2003, Nr. 34, Pos. 3396. 

2  Suhanov, Probleme des Eigentumsrechts, S. 227; Suchanov in: ders. (Hrsg.), Graždanskoe Pravo II, S. 

141. 

3  Vgl. Dovlatova, Zakonodatel’stvo 2007, Nr. 8, S. 38 (42). 
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Außer Acht bleiben dabei die dinglichen Sicherungsmittel, mit Hilfe derer ein Grundstück zur 
Kreditsicherung dienen kann4, sowie die schuldrechtlichen Rechtsinstitute an einem fremden 
Grundstück (insbesondere Pacht). Ebenso bleiben die speziellen Rechte an Gebäuden einer 
vertiefenden Darstellung an anderer Stelle vorbehalten. 
 
Die vorliegende Arbeit versteht sich als eine auslandsrechtliche Darstellung. Es erfolgt eine 
Rechtsvergleichung daher nur in abgekürzter, impliziter Art und Weise, indem punktuell 
rechtsvergleichende Bezüge zum deutschen Recht hergestellt werden. 5 Wo immer es dem 
besseren Verständnis dient, wird der Vergleich zu den entsprechenden Vorschriften des deut-
schen Rechts gezogen. 
 
Neben der Auseinandersetzung mit der einschlägigen deutschen, russischen und ausländi-
schen Literatur soll vor allem auch die Rechtssprechung der Föderalen Wirtschaftsgerichte6, 
des obersten Gerichtshofs und des Höchsten Wirtschaftsgerichts ausgewertet werden. 

                                                
4  Vgl. hierzu etwa die Arbeit von Lassen, Die Hypothek nach russischem Recht als Kreditsicherungsmittel. 

5 Vgl. hierzu Schroeder, Die Bedeutung der Ostrechtswissenschaft heute, in: Blick in die Wissenschaft. For

 schungsmagazin der Universität Regensburg 3 (1994), S. 60 ff. (Nachdruck in WGO-MfOR 1995, S. 

91); ders., Methodenprobleme der Ostrechtforschung, S. 86; zu diesem Thema auch Westen, WGO-

MfOR 1991, S. 11 ff. (insb. 18 ff.); Kuss, ZvglRWiss 1992, S. 405 ff. 

6  Federal’nyj Arbitražnyj Sud: Bei den russischen Arbitragegerichten handelt es sich nicht um Schiedsge-

richte, sondern um Wirtschaftsgerichte. Diese werden vorliegend in deutscher Sprache auch als solche 

bezeichnet. Die Entscheidungen der Föderalen Wirtschaftsgerichte werden nur selten veröffentlicht. Sie 

sind jedoch über die Rechtsdatenbank Consultant Plus oder im Internet unter www.arbitr.ru/bras/ verfüg-

bar. Entsprechend werden die Entscheidungen ohne Angabe einer Fundstelle zitiert. 
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Kapitel 1. Das russische Grundstücksrecht 
 
A. Geschichte des russischen Grundstücksrechts 
 
Die historische Entwicklung des russischen Grundstücksrechts und besonders die der Nut-
zungsrechte an einem fremden Grundstück sind in erheblichem Maße durch das jeweilige 
politische System geprägt. So ähnelt das russische Sachenrecht zwar grundsätzlich der deut-
schen Systematik. Bis heute jedoch wird es durch den Einfluss der sowjetischen Eigentums-
doktrin geprägt.7 
 
Im Folgenden sollen die wesentlichen Entwicklungsschritte dargestellt werden. Dabei wird 
das Hauptaugenmerk auf die Ausgestaltung der dinglichen Nutzungsrechte an fremden 
Grundstücken gerichtet und die Grundzüge der gesetzgeberischen Entwicklung wiedergege-
ben. 
 
I. Vorbemerkung zum vorrevolutionären Grundstücksrecht 

Vor der Oktoberrevolution 1917 war das Privatrecht zwar anerkannt, jedoch nicht einheitlich 
kodifiziert. Im Jahre 1913 wurde ein „hervorragend durchdachter“ Entwurf in die Staatsduma 
eingebracht, jedoch aufgrund des Ersten Weltkrieges und die folgende Oktoberrevolution nie 
angenommen.8 Die dinglichen Rechte wurden als „nicht vollwertige Eigentumsrechte“9 be-
zeichnet, Art. 432 Bd. X Teil 1 Svod Zakonov von 183210.11 Geregelt waren verschiedene 
Dienstbarkeiten, darunter im besonderen Grunddienstbarkeiten, zudem weitere Besitz- und 
Nutzungsrechte an fremden Grundstücken. Zwei wichtige beschränkt dingliche Nutzungs-
rechte wurden erst später anerkannt. Zum einen galt dies für das aus dem römischen Recht 
bekannte Rechtsinstitut Emphyteusis, welches 1840 in das russische Recht Eingang fand und 
als „Zinsrecht“ (russ. činševoe pravo) bezeichnet wurde.12 Zum anderen wurde 1912 das 
„Baurecht“ (russ. pravo zastrojki) anerkannt, welches an das römisch-rechtliche Institut su-
perficies angelehnt war.13 
 
II. Das Grundstücksrecht der Sowjetunion 

Eine vollständige Neuausrichtung grundstücksrechtlicher Beziehungen war durch die Ab-
schaffung des privaten Grundeigentums bedingt. 
 
1. Abschaffung des privaten Grundeigentums 

Die Aufhebung des privaten Grundeigentums und die damit verbundene Abkehr vom Prinzip 
des superficies solo cedit wurde mit dem Dekret „Über Grund und Boden“ vom 8. November 

                                                
7  Solotych, Zivilgesetzbuch der RF, Teil I, S. 48, 51. 

8  Suchanow, Das Privatrecht in der modernen russischen Zivilgesetzgebung, S. 131. 

9  Russ.: nepolnye prava sobstvennosti. 

10  Band X enthält das Zivilrecht des vorrevolutionären Russlands, dessen gesamtes Recht in einem 16 Bän-

de umfassenden Gesetzeswerk – Svod Zakonov – kodifiziert war. Hierzu Arnold, RIW 1995, S. 897 (900). 

11  Im Einzelnen Babaev, Sistema veščnych prav, S. 47 ff. 

12  Hierzu Ščennikova, Veščnye prava v graždanskom prave Rossii, S. 53 ff.; Kopylov, Veščnye prava na 

zemlju, S. 98 ff. 

13  Kopylov, Veščnye prava na zemlju, S. 136 ff. 
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(27.10.) 191714 eingeleitet. Dieses Dekret und die damit beginnende Nationalisierung des ge-
samten Bodens Russlands15 ging auf einen entsprechenden Bauernnakaz16 zurück, der Be-
standteil des Dekretes wurde. Inhaltlich bedeutete dies die Abschaffung des Privateigentums 
an Grund und Boden (Großgrundbesitz), am Erdinneren, an Gewässern, an Wäldern und an 
Naturkräften, und zwar für ewig. Sämtliche auf den Grund und Boden bezogenen Rechtsge-
schäfte (Verkauf, Verpachtung, Verpfändung) wurden unter Androhung gerichtlicher Verfol-
gung verboten17 und der Grund und Boden somit aus dem Rechtsverkehr ausgeschlossen. Die 
Bodennutzung sollte auf Grundlage eines nicht näher bestimmten Nutzungsrechts erfolgen.18 
 
Mit einem weiteren Dekret vom 19. Februar 191819 wurde der gesamte bäuerliche Grundbe-
sitz in das Eigentum des Staates überführt und damit das Privateigentum an allen Grundstü-
cken endgültig aufgehoben (Art. 1). Den werktätigen Bodennutzern wurde gem. Art. 2, 3 ein 
Nutzungsrecht eingeräumt.20 
 
Wenige Monate später folgte die Aufhebung des Privateigentums an Immobilien in Städten.21 
Nur in kleineren Städten konnten Gebäude in Privateigentum verbleiben, unterlagen jedoch 
gem. Art. 16 des Dekrets einem Veräußerungsverbot. 
 
Die Abschaffung privaten Grundeigentums wird auch durch das Bodengesetzbuch der RSFSR 
von 1922 wiederholt. „Der gesamte Boden im Gebiet der RSFSR, gleich in wessen Verwal-
tung er sich befindet, bildet das Eigentum des Arbeiter- und Bauernstaates“, Art. 2. 
Mit der Abschaffung des privaten Grundeigentums wurde durch die Anmerkung zu Art. 21 
des Zivilgesetzbuchs der RSFSR von 1922 die Unterscheidung von beweglichem und unbe-
weglichem Vermögen aufgehoben. 
 
Auch in den „Grundlagen der Bodengesetzgebung von 1968“22 wird der Grundsatz des aus-
schließlichen Staatseigentums an Grund und Boden aufgestellt.23 Zudem war jede Handlung, 

                                                
14  Dekret des Zweiten Gesamtrussischen Sowjetkongresses „Über Grund und Boden“ v. 8.11. (27. 10.) 

1917, SU RSFSR 1917, Nr. 1, Pos. 3; das in Klammern angegebene Datum entspricht dem Julianischen 

Kalender, der damals in Russland verwendet wurde; dt. Übersetzung in: Uljanow-Lenin, Die ersten Dek-

rete der Sowjetmacht, Berlin 1970, S. 27-31. 

15  Vgl. zu den Hintergründen Meder, Sowjetrecht, S. 65ff. 

16  Ein „Nakaz“ war eine besondere Handlungsanweisung, die von den Bauern für die neue Volksregierung 

ausgearbeitet wurde. Sie kann mit Anweisung, Auftrag wörtlich, und wohl mit Bauern-Wählerauftrag 

sinngemäß übersetzt werden. 

17  Punkte 1, 3 des Dekretes, Punkt 1 des Nakazes. 

18  Hierzu sogleich Kapitel 1 A. II. 2. b. 

19  Dekret des Gesamtrussischen Zentralexekutivkomitees „Über die Sozialisierung des Bodens“ v. 

19.2.1918, SU RSFSR 1918, Nr. 25, Pos. 346. 

20  Zur Nationalisierung auch Jakobs, Eigentumsbegriff und Eigentumssystem, S. 60 f. 

21  Art. 1 des Dekretes des Gesamtrussischen Zentralexekutivkomitees „Über die Aufhebung des Privatei-

gentums an Immobilien in Städten“ v. 20.8.1918, SU RSFSR 1918, Nr. 62, Pos. 674. 

22  In der Sowjetunion stand der Union die Kompetenz zu, die Grundlagen eines bestimmten Rechtsgebiets 

(osnovy zakonodatel’stva) festzulegen. Diesen Vorgaben hatte die Gesetzgebung der Republiken dann in-

haltlich zu folgen; näher Küpper, Rechtsgeschichte Osteuropas, S. 482. Die Grundlagen hatten normati-

ven Charakter und galten daher nicht nur als allgemeine Rechtsprinzipien, Hamza, Entwicklung des Pri-
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welche die direkte oder indirekte Verletzung des staatlichen Eigentums an Grund und Boden 
zur Folge hatte, verboten. 
 
Die Zuordnung des Grund und Bodens zum ausschließlichen Staatseigentum und damit zum 
Gemeingut des Volkes erfolgte auch auf verfassungsrechtlicher Ebene: durch Art. 3 der Ver-
fassung der RSFSR von 191824, Art. 6 der Verfassung der UdSSR von 193625, Art. 11, 12, 13 
der Verfassung der UdSSR von 197726. 
 
2. Möglichkeiten der Grundstücksnutzung 

Mit der Abschaffung des Privateigentums und der damit verbundenen Aufgabe des Rechts-
grundsatzes superficies solo cedit stellte sich die Frage nach der rechtlichen Ausgestaltung der 
Bodennutzung.  
 
Eine erste Kodifizierung des Grundstücksrechts erfolgte im Zivilgesetzbuch der RSFSR von 
192227. Zu den dinglichen Rechten zählten das private Eigentumsrecht (Art. 52ff.), das 
Baurecht (pravo zastrojki, Art. 71ff.) und das Pfandrecht (Art. 85ff.). Grund und Boden waren 
gem. Art. 21 aus dem Privatrechtsverkehr ausgenommen und befanden sich in ausschließli-
chem Staatseigentum, Art. 53. Hierin wird die grundlegende Prägung des Gesetzeswerkes 
durch die marxistische Ideologie deutlich.28 
Der Besitz von Grundstücken war nur aufgrund eines nicht näher definierten Nutzungsrechts 
möglich, Art. 21 ZGB RSFSR 1922. 
 
a. Baurecht 

Als dingliches Recht war in der Sowjetzeit das Baurecht in Art. 71-84 ZGB RSFSR 1922 ge-
regelt. Nach diesen Vorschriften konnte der Grundstückseigentümer mit einem interessierten 
Bauherrn einen Vertrag über das Baurecht schließen. Aus diesem Vertrag hatte der Bauherr 
das Recht, auf dem Grundstück ein Gebäude zu errichten und das Grundstück gegen die Ent-
richtung einer Nutzungsgebühr an den Grundstückseigentümer für einen Zeitraum von bis zu 
49 Jahren zu nutzen. 
Aus den gesetzlichen Vorschriften geht nicht eindeutig hervor, ob der Bauherr Eigentümer 
des Gebäudes wurde. Dies wird jedoch überwiegend verneint. Gegen die Eigentümerstellung 

                                                                                                                                                   
vatrechts in Europa, S. 205; Dozortsev, Development of Russian Civil Legislation, RCEEL 1993, 513 

(516). 

23  Art. 3 der Grundlagen der Bodengesetzgebung der UdSSR und der Unionsrepubliken v. 13.12.1968, VVS 

SSSR 18.12.1968, Nr. 51, Pos. 485. Ausführlich Meder, Sowjetrecht, S. 424 ff.  

24  Verfassung der RSFSR v. 10.7.1918, SU RSFSR 1918, Nr. 51, Pos. 582. 

25  Verfassung der UdSSR v. 5.12.1936, ICIK SSSR i VCIK 6.12.1936, Nr. 283; dt. Übersetzung mit Erläu-

terungen bei Maurach, Handbuch der Sowjetverfassung, S. 47 ff. 

26  Verfassung der UdSSR v. 7.10.1977, SZ SSSR 1990, Teil 3, S. 14. 

27  Zivilgesetzbuch der RSFSR v. 11.11.1922, SU RSFSR 1922, Nr. 71, Pos. 904; in Kraft getreten am 

1.1.1923; im Weiteren mit „ZGB RSFSR 1922“ abgekürzt. Für die Zeit ab 1922 wird als Beispiel die Ge-

setzgebung der RSFSR angeführt. Zwar lagen die meisten Gesetzgebungskompetenzen bei den Republi-

ken, diese nahmen für ihre Zivilgesetzbücher das ZGB RSFSR 1922 aber zum Vorbild, vgl. Genkin, in: 

ders./Bratus/Lunz/Novizki, Sowjetisches Zivilrecht, Bd. 1, S. 99. Zur Entwicklung der Zivilgesetzgebung 

ab 1922 vgl. Horn, Die Rolle des Privatrechts, S. 11 ff. 

28  Hamza, Entwicklung des Privatrechts in Europa, S. 203. 


